
KREISVERWALTUNG •••••' 

RHEIN-HUNSRUCK-KREIS 

ni Simmern 

Kreisverwaltung Rhein-Hunsrück-Kreis 1 Ludwigstr. 3-5 155469 Simmern 

Antrag auf Erteilung einer Genehmigung nach dem Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die Errichtung und den Betrieb 

von 5 Windkraftanlagen in den Gemarkungen Rayerschied und Bergenhau-

sen 

Genehmigungsbescheid: 

Die beantragte Errichtung und der Betrieb von 5 Windkraftanlagen 

(WKA) in der Gemarkung Bergenhausen, Flur 5 Flurstück 10 und in der 

Gemarkung Rayerschied, Flur 4 Flurstücke 3, 6 und 5 wird genehmigt. 

Der Genehmigung dieser Windkraftanlagen liegen die als Anlage bei-

gefügten Antragsunterlagen zugrunde. Diese Antragsunterlagen sind 

Bestandteil des Genehmigungsbescheides. 

Nachstehende Nebenbestimmungen sind ebenfalls Bestandteil der 

Genehmigung und zur Sicherstellung der Genehmigungsvorausset-

zungen im Sinne des § 12 Abs. 1 BlmSchG erforderlich. 

III. Die auf 143.556,97 € festgesetzten Kosten des Verfahrens sind von 

Ihnen zu tragen. 

Nebenbestimmungen nach § 12 Abs. 1 BlmSchG: 

1. 

1.1 

Allgemeine Nebenbestimmungen:  

Die Windkraftanlagen sind entsprechend den Antragsunterlagen zu er-

richten und zu betreiben. Wesentliche Abweichungen von der Planung 

bedürfen der vorherigen Genehmigung der zuständigen Behörde. 

1.2 Gemäß § 35 Abs. 5 Satz 2 Baugesetzbuch (BauGB) ist vor Baubeginn 
eine Verpflichtungserklärung des Betreibers abzugeben, wonach die-

ser die Windkraftanlagen nebst Bodenversiegelungen bei dauerhafter 

Aufgabe der Nutzung vollständig entfernen wird (Rückbau mit Boden-

entsiegelung). 

Die Genehmigung wird erst mit Eingang dieser Verpflichtungser-

klärung bei der Kreisverwaltung des Rhein-Hunsrück-Kreises 

wirksam (aufschiebende Bedingung)! 

Fachbereich 

Bauen und Umwelt 

Ludwigstr. 3-5 

55469 Simmern 

Telefon: 06761/82-0 

Fax: 06761/82-666 

E-Mail: rhk@rheinhunsrueck.de 

14. Dezember 2011 

Auskunft 

Aktenzeichen: 61.1/620-13/11 

Kassenzeichen: 
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KSK Rhein-Hunsrück 

Kto.-Nr. 10003531 
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Do 

Fr 

7-17 Uhr 
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Fr 8-12 Uhr 
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Hinweis: 

Mit der vorzeitigen Nutzung des Waldbestandes (Rodungsfläche) entsteht ein Entschädi-

gungsanspruch der Waldeigentümer gegenüber dem Antragsteller / Anlagenbetreiber, der 

als Hiebsunreifeentschädigung durch das Forstamt Simmern ermittelt wird. 

2.6 Brandschutz 

2.6.1 

2.6.2 

2.6.3 

Gemäß § 15 LWaldG sind Maßnahmen zur Vorbeugung, Verhütung und Bekämpfung von 
Waldbränden zu treffen. Die Brandgefährdung von Windenergieanlagen ist generell als ge-

ring einzuschätzen. Allerdings ist das Gefährdungspotential in Waldgebieten höher als im Of-

fenland. Daher sind Windenergieanlagen am und insbesondere im Wald mit Brand meldeein-

richtungen auszustatten. 

Die Zufahrtswege müssen ganzjährig für die Feuerwehr erreichbar und befahrbar sein sowie 

ein maximales Gesamtgewicht von 140 t und eine Achslast von 12 t tragen können. Die Zu-

fahrten zu den Windenergieanlagen müssen in der Regel eine lichte Breite von mindestens 

5,50 m und eine lichte Höhe von mindestens 5,00 m haben. 

Die Eigentümer oder Betreiber von Windenergieanlagen sind verpflichtet, alle notwendigen 

organisatorischen Vorkehrungen zu treffen, insbesondere einen betrieblichen Alarm- und Ge-

fahrenabwehrplan zu erstellen und fortzuschreiben, der mit den öffentlichen Alarm- und Ein-

satzplänen im Einklang steht. Dieser ist mit der Brandschutzdienststelle der Kreisverwaltung 

des Rhein-Hunsrück-Kreises abzustimmen. Jede Planung muss Hinweise auf die Erreich-

barkeit der nächst stationierten Feuerwehr —Facheinheit „ Höhenrettung" oder einer ver-

gleichbaren Organisation enthalten. Eine Brandschutzordnung gemäß DIN 14096 ist zu er-

stellen. Alle Firmen, die Arbeiten auf bzw. in einer Windenergieanlage durchführen, müssen 

in der Lage sein, bei Gefahr Mitarbeiter selbst aus der Anlage zu retten. 

2.6.4 Sämtliche Anlagen sollten gemäß dem Windenergieanlagen-Notfallinformationssystem 

(WEA-NIS) des „Arbeitskreises für Sicherheit in der Windenergie (AkSiWe)" oder anderen 

adäquaten Notfallsystemen (z. Bsp. Björn-Steiger-Stiftung) gekennzeichnet und in einem Ka-

taster, das relevante Daten Standort/Gemarkung, UTM - Koordinaten, Nabenhöhe, Rotor-

durchmesser etc. enthält, katalogisiert sein. 

2.6.6 Im Übrigen sind die Vorgaben des Brandschutzkonzeptes des Anlagen herstellers - Repower 

- einzuhalten. 

2.7 Immissionsschutz 

Die Anlagen sind gemäß des schalltechnischen Gutachtens der IEL GmbH vom 18.04.2011 

mit dem Nachtrag vom 26.06.2011 und der Schattenwurfprognose der IEL GmbH vom 

22.08.2011 mit dem Nachtrag vom 20.10.2011 

sowie folgenden Nebenbestimmungen zu betreiben: 
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2.7.1 Schall 

2.7.1.1 Der Schallleistungspegel der beantragten Windenergieanlagen vom Typ REpower 3.4 M104 

darf zu allen Tageszeiten zuzüglich eines zulässigen Toleranzbereiches für die Serienstreu-

ung und die Unsicherheit der Vermessung folgenden Wert nicht überschreiten: 

103,9 dB(A) 

2.7.1.2 Die beantragten Windenergieanlagen vom Typ REpower 3.4 M104 dürfen in allen Lastzu-

ständen keine nach der TA Lärm zuschlagrelevante Ton- oder ImpuIshaItigkeit aufweisen. 

2.7.1.3 

2.7.1.4 

2.7.1.5 

Für die nachstehend genannten maßgeblichen Immissionspunkte dürfen unter Berücksichti-

gung eines zulässigen Toleranzbereichs für die Serienstreuung, die Unsicherheit der Ve-

rmessung und der Ausbreitungsberechnung als Zusatzbelastung von den beantragten Wind-

energieanlagen folgende Immissionsanteile für Geräusche zur Nachtzeit zwischen 22:00 

und 06:00 Uhr nicht überschritten werden: 

IP 1 Fichtenweg 9, Benzweiler Zusatzbelastung Nachtzeit 39 dB(A) 

1P3 Klumpenmühle Zusatzbelastung Nachtzeit 41 dB(A) 

1P4 Weirichsmühle Zusatzbelastung Nachtzeit 44 dB(A) 

Mess- und Beurteilungsgrundlage ist die Sechste allgemeine Verwaltungsvorschrift zum 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm —TA- Lärm 

98). 

Für die nachstehend genannten maßgeblichen Immissionspunkte dürfen unter Berücksichti-

gung eines zulässigen Toleranzbereichs für die Serienstreuung, die Unsicherheit der Ve-

rmessung und der Ausbreitungsberechnung als Gesamtbelastung (Vorbelastung + Zusatzbe-

lastung) folgende Grenzwerte für Geräusche zur Nachtzeit zwischen 22:00 und 06:00 Uhr 

nicht überschritten werden: 

IP 1 Fichtenweg 9, Benzweiler Gesamtbelastung Nachtzeit 40 dB(A) 

IP 3 Klumpenmühle Gesamtbelastung Nachtzeit 45 dB(A) 

IP 4 Weirichsmühle Gesamtbelastung Nachtzeit 45 dB(A) 

Mess- und Beurteilungsgrundlage ist die Sechste allgemeine Verwaltungsvorschrift zum 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm —TA- Lärm 

98). 

Durch einen geeigneten Sachverständigen ist spätestens 12 Monate nach der Inbetriebnah-

me der beantragten Windenergieanlagen an dem maßgeblichen Immissionspunkt IP-1 - 

Fichtenweg 9, Benzweiler - der unter Nr. 2.7.1.3 genannte Immissionsanteil und der unter Nr. 

2.7.1.4 genannte Grenzwert entsprechend der Technischen Anleitung zum Schutz gegen 

Lärm (TA Lärm 98) zur Nachtzeit ermitteln zu lassen. 

Als Sachverständiger kommt in diesem Fall nur eine anerkannte Messstelle nach § 26/28 
BImSchG in Frage, die an der Erstellung der Lärmprognose nicht mitgearbeitet hat. 
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2.7.1.6 

2.7.1.7 

Vor Baubeginn ist eine nach den §§ 26/28 BlmSchG bekannt gegebene Stelle mit der in der 
Auflage 2.7.1.4 genannten Messung zu beauftragen. Die schriftliche Beauftragung der Mes-

sung ist der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Gewerbeaufsicht, 

Hauptstr. 238, 55743 Idar-Oberstein in Kopie vorzulegen. 

Das Konzept der Messung ist mit der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regional-

stelle Gewerbeaufsicht, Hauptstr. 238, 55743 Idar-Oberstein vor der Messung abzustimmen. 

Das Messkonzept muss die Bestimmung der Ton- und lmpulshaltigkeit mit einschließen. 

Zum Zweck der Abnahmemessung von Windenergieanlagen anderer Betreiber im Einwir-

kungsbereich, sind die beantragten Windenergieanlagen in Abstimmung mit der Struktur-

und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Gewerbeaufsicht, Hauptstr. 238, 55743 

Idar-Oberstein bei Bedarf abzuschalten. Hierbei können die Betreiber anderer Windenergie-

anlagen eine maximale Abschaltzeit von 3 Stunden in Anspruch nehmen. 

2.7.2. Schattenwurf 

2.7.2.1 

2.7.2.2 

Es muss durch geeignete Abschalteinrichtungen überprüfbar und nachweisbar sichergestellt 

werden, dass an den nachstehend genannten Immissionspunkten der von den beantragten 

Windenergieanlagen erzeugte Schattenwurf nachfolgende Werte, bei Addition aller schat-

tenwerfenden Anlagen (Gesamtbelastung), nicht überschreitet. 

Immissionspunkte Maximal zulässiger 
Pro Tag maximal zulässiger 

Schattenwurf chattenwurf 

IP 31-35 Wiesengrund 1, 3-6 

Bergen hausen 

8 Stunden/Jahr 

IP 36 Wiesengrund 7 8 Stunden/Jahr 30 min 

IP 37 Klumpenmühle 8 Stunden/Jahr 30 min 

IP 38 Grundweg 4, Budenbach 30 min 

IP 46 Weirichsmü hie 8 Stunden/Jahr 30 min 

An denen unter Ziffer 2.7.2.1 genannten Immissionspunkten müssen alle für die Program-

mierung erforderlichen Parameter exakt ermittelt werden. Hierzu ist eine exakte Vermessung 

der Positionen der lmmissionsflächen und Windenergieanlagen (z. B. mit DGPS-Empfänger) 

erforderlich. 

Bei Einsatz einer Abschaltautomatik, die keine meteorologischen Parameter berücksichtigt, 

ist die Beschattungsdauer auf die astronomisch mögliche Beschattungsdauer von 30 Stun-

den innerhalb von 12 aufeinander folgende Monate zu begrenzen. 

Wird eine Abschaltautomatik eingesetzt, die meteorologische Parameter berücksichtigt (z. B. 

Intensität des Sonnenlichts), ist die tatsächliche Beschattungsdauer von 8 Stunden innerhalb 

von 12 aufeinanderfolgenden Monaten zu begrenzen. 
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